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Einleitung

durch höhere Pachtzahlungen für Energiegewinnung 
in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten, wenn 
Pachtverträge aufgrund dessen gekündigt werden. 

Neben landwirtschaftlichen Aspekten müssen bei 
der Flächenauswahl auch kommunale, ökologische 
und infrastrukturelle Belange berücksichtigt werden, 
um potenzielle Nutzungskonflikte zu minimieren und 
langfristig geeignete Standorte für Photovoltaikanla-
gen zu finden.

Aus Sicht des Oberbergischen Kreises ist es notwen-
dig, den Flächenverbrauch in der freien Landschaft 
gering zu halten. Daher sollten Photovoltaikanlagen 
vorrangig im Siedlungsraum auf Dachflächen, über 
Parkplätzen oder auf sonstigen versiegelten Flächen 
installiert werden. 
 

Parkplatz PV-Anlage (Foto: Klimabündnis Oberberg)

Es ist jedoch davon auszugehen, dass dieses Vorge-
hen nicht allein ausreichen wird, um das bundesweite 
Ausbauziel zu erreichen. Ein behutsamer Ausbau der 
Photovoltaik im Freiraum ist daher nicht zu umgehen.  
Hier kommt den Städten und Gemeinden im Rahmen 
der kommunalen Planungshoheit eine zentrale Rolle 
zu. 

Da es sich bei Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
(PV-FFA) um bauliche Anlagen im Sinne des Baupla-
nungsrechts handelt, muss dafür grundsätzlich ein 
Bebauungsplan aufgestellt und der Flächennutzungs-
plan entsprechend angepasst werden. Ausnahmen 
gelten innerhalb eines Streifens entlang von Auto-
bahnen.

Gemeinsam mit den Kommunen hat der Kreis Leit-
sätze und Empfehlungen erarbeitet, um politische 
Entscheidungsträger und Fachbereiche bei der Pla-
nung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen zu unter-
stützen. Der hierfür entwickelte Handlungsleitfaden 
wird kontinuierlich aktualisiert, da sich Gesetze und 
Planungsvorhaben noch im Verfahren befinden. Der 
vorliegende Kurzleitfaden soll Verantwortlichen als 
Orientierung und Unterstützung bei ihren Entschei-
dungen dienen.

Das Pariser Klimaabkommen setzt das Ziel einer Be-
grenzung der Erderwärmung auf 1,5° C und erfordert 
daher eine drastische Senkung der Treibhausgase-
missionen bis 2030. Nach dem EEG 2023 soll der 
Anteil erneuerbarer Energien am Stromverbrauch auf 
mindestens 80% erhöht werden und die installierte 
Leistung von Solaranlagen bis 2030 auf 215 Gigawatt 
steigen. Dies erfordert einen massiven Ausbau erneu-
erbarer Energien, was zu Konflikten bezüglich der 
Flächennutzung führt.

19.03.2024

Anzahl Leistung [MW] Anzahl Leistung [MW] Anzahl Leistung [MW] Anzahl Leistung [MW]

2014 14.024 6.799 1.521.365 37.900 23.593 37.620 241 994

2015 14.113 7.034 1.572.922 39.224 24.696 41.297 789 3.283

2016 14.186 7.259 1.622.405 40.679 26.057 45.283 945 4.152

2017 14.271 7.566 1.686.993 42.293 27.406 50.174 1.167 5.406

2018 14.496 7.993 1.760.396 45.207 28.131 52.328 1.307 6.393

2019 14.535 8.337 1.863.679 48.864 28.310 53.187 1.467 7.555

2020 15.256 8.724 2.046.563 54.386 28.749 54.255 1.499 7.858

2021 15.536 8.854 2.281.702 60.100 28.988 55.885 1.499 7.858

2022 15.707 8.913 2.674.752 67.601 29.277 57.987 1.537 8.200
2023 15.825 9.006 3.718.038 82.393 29.650 61.017 1.564 8.458

Feb 2024 15.858 9.020 3.833.567 84.887 29.667 61.370 1.564 8.458

Quelle: BNetzA Monitoring Bericht 2023 (Stand Dez. 2023) und Marktstammdatenregister (Datenstand: 19.03.2024)

Biomasse Solare Strahlungsenergie Windenergie an Land Windenergie auf See

Gesamte Bruttoleistung sowie Gesamtanzahl erneuerbarer Stromerzeugungseinheiten (Generatoren) in Betrieb (2014 bis Feb 2024)
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Ausbau der Leistung von solarer Strahlungsenergie (Grafik: Bundes-
netzagentur)

Durch Gesetzesänderungen auf Bundes- und Lan-
desebene sowie Anpassungen des Landesentwick-
lungsplans NRW wurde die Flächenverfügbarkeit 
für Photovoltaikprojekte im Oberbergischen Kreis 
deutlich erweitert. Dies betrifft auch Flächen, die 
derzeit vorwiegend für andere Zwecke wie der 
Landwirtschaft, der Erhaltung der Artenvielfalt oder 
der Erholung dienen. Landwirtschaftliche Betriebe im 
Kreis, die oft Pächter solcher Flächen sind, könnten 
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Rahmenbedingungen

ein Planerfordernis. Somit sind Bauleitpläne (Flä-
chennutzungsplan und Bebauungsplan) für PV-FFA 
regelmäßig von wesentlicher Bedeutung.

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen
Um den Ausbau der erneuerbaren Energien auf 
Grundlage des EEG 2023 voranzubringen, hat die 
Landesregierung die Änderung des Landesentwick-
lungsplans im Frühsommer 2023 in das Verfahren 
eingebracht. Das Ziel der Änderung ist neben der 
schnelleren Umsetzung des Wind-an-Land-Gesetzes, 
die „maßvolle Erweiterung“ der Flächenkulisse für 
raumbedeutsame PV-FFA.  Die Änderung ist am 
01.05.2024 in Kraft getreten.

Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln
Der Regionalplan dient als Steuerungsinstrument 
zur Koordinierung der verschiedenen Ansprüche im 
Raum. Wichtigster Adressat der Regionalplanung 
sind die Kommunen als Träger der Bauleitplanung. Im 
Regionalplan der Bezirksregierung Köln sind raum-
ordnerische Festlegungen in Planzeichnungen, aber 
auch in der textlichen Darstellung im Kontext von 
PV-FFA gegenwärtig nicht vorhanden. Dennoch soll 
in den Regionalplan zukünftig eine textliche Regelung 
zur Steuerung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
aufgenommen werden. 

Der Teilplan Erneuerbare Energien des Regionalplans 
Köln wird derzeit neu aufgestellt und soll im Jahr 
2025 Gültigkeit erlangen. 

Flächennutzungsplan (FNP)
Die Aufgabe des Flächennutzungsplans ist, für das 
ganze Stadt- und Gemeindegebiet die sich aus der 
beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung erge-
bende Art der Bodennutzung nach den vorausseh-
baren Bedürfnissen der Kommune in den Grundzü-
gen darzustellen (§ 5 Abs. 1 BauGB). Dabei wird zum 
Ausdruck gebracht, welche Nutzungen die Gemeinde 
für bestimmte Flächen vorsieht. Der Flächennut-
zungsplan ist allerdings nicht parzellenscharf, ebenso 
trifft er keine spezifischen Festsetzungen. 

Für die Ausweisung von Flächen zur Nutzung solarer 
Strahlungsenergie im Flächennutzungsplan kom-
men je nach Situation und Absicht der Planung die 
Darstellung von gewerblichen Bauflächen, vornehm-
lich jedoch die Darstellung von Sonderbauflächen in 
Betracht. 

Obwohl die Bauleitplanung den Kommunen obliegt, 
müssen sie gemäß § 1 Absatz 4 BauGB den Zielen 
der Raumordnung entsprechen. 

Ausgangslage: Rechtliche Situation
Bundes- und landespolitische Rahmenbedingungen

 baurechtliche Privilegierung PV-FFA 
nach BauGB:

• BAB: auf einem 200 m breiten Streifen
• in einem räumlich-funktionalen 

Zusammenhang mit einem land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieb bis 2,5 ha

 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer 
Energien 2023

• Ausweitung Förder-Kulisse für PV-FFA > 
500 m breiter Streifen entlang von BAB

 Änderungsverfahren des LEP NRW 

26. Februar 2024

Frank Herhaus, Dezernat  Planung | Regionalentwicklung | Umwelt
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Die nachfolgend aufgeführten Gesetze und Planwerke   
dienen dazu, die relevanten rechtlichen sowie plane-
rischen Rahmenbedingungen für PV-Freiflächenanla-
gen im Oberbergischen Kreis abzubilden.

Erneuerbare-Energien-Gesetz 2023 - EEG 2023
Im EEG 2023 ist gesetzlich festgelegt, dass das 
Errichten und Betreiben von Anlagen zur Nutzung 
erneuerbarer Energien im „überragenden öffentlichen 
Interesse“ liegt und der „öffentlichen Sicherheit“ 
dient. Damit ist die Bedeutung des Ausbaus gesetz-
lich verankert.

Das Ziel des Gesetzes ist es, den Anteil der erneuer-
baren Energien am Gesamtenergiemix der Bundesre-
publik Deutschland zu erhöhen. Auch PV-FFA wird in 
diesem Zusammenhang eine wesentliche Rolle beim 
Ausbau zugeschrieben. Durch das EEG wird ermög-
licht, dass insgesamt mehr Flächen für Photovoltaik 
nutzbar und förderfähig sind.

Baugesetzbuch (BauGB)
Das Baugesetzbuch ist die Grundlage des Baupla-
nungsrechts. Die stadtplanerischen Instrumente, die 
den Kommunen zur Verfügung stehen, sind im BauGB 
definiert. Grundsätzlich wird zwischen dem Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplans (§ 30 BauGB), 
dem unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) und 
dem Außenbereich (§ 35 BauGB) unterschieden. Bei 
einer großflächigen PV-FFA handelt es sich aufgrund 
der Ausmaße um ein Vorhaben, das üblicherweise im 
Außenbereich umgesetzt werden wird. 

Weil bauliche Anlagen im Außenbereich i. d. R. nicht 
ohne Planungsrecht genehmigungsfähig sind, besteht 

Allgemeine rechtliche Hierarchien in Deutschland (Grafik: OBK)
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Dabei werden insbesondere die Art und das Maß der 
baulichen Nutzung festgesetzt.
Mithilfe eines Bebauungsplanes bestehen umfang-
reiche Möglichkeiten, die Nutzung von Photovoltaik 
an die jeweiligen örtlichen Gegebenheiten anzupas-
sen sowie sie detailliert festzusetzen.

Bebauungsplan
Die Bebauungspläne sind aus dem Flächennutzungs-
plan zu entwickeln (§ 8 Abs. 2 BauGB). Ein Bebau-
ungsplan überplant einen Teil des Gemeindegebietes 
(parzellenscharf) und regelt, welche Bebauung auf 
den jeweiligen Grundstücken zulässig ist. 

Um potenzielle Nutzungskonflikte frühzeitig in den 
Blick zu nehmen, hat der Oberbergische Kreis im 
Rahmen eines Dialogprozesses gemeinsam mit allen 
Kommunen sowie verschiedenen Akteuren, die von 
und mit der Landschaft leben und arbeiten, unter-
schiedliche Aspekte im Bereich PV-FFA beleuchtet 
und Leitsätze als Empfehlungen erarbeitet. 

Die Ergebnisse aus den geführten Fachgesprächen 
wurden mit den Kommunen des Oberbergischen 

Dialogprozess 

Kreises im Hinblick auf die praktische Umsetzung 
erörtert und bewertet.

Der Dialogprozess wurde von einer Steuerungsgrup-
pe begleitet. Sie bestand aus kommunalen Vertretern 
aus Nord-, Süd- und Kreismitte sowie Vertretern der 
Kreisverwaltung.  Zusätzlich wurde ein Planungsbüro 
bei Einzelaspekten mit der fachlichen Unterstützung 
beauftragt.

Beteiligte Akteure im Dialogprozess (Grafik: OBK)
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Orientierungswerte 
Um den Kommunen einen Hinweis für mögliche 
Ausbauziele im Umgang mit Photovoltaik-Freiflä-
chenanlagen zu bieten, wurde ein Orientierungswert 
berechnet. Dieser theoretische Ansatz richtet sich 
nach den Ausbauzielen der Änderungen des Erneu-
erbaren-Energien-Gesetzes („Solarpaket 1“). Für den 
Oberbergischen Kreis wurde das darin festgelegte 
Gesamtausbauziel Deutschlands für PV-FFA in Relati-
on zur gegebenen Fläche des Kreises betrachtet.

Wenn der Oberbergische Kreis einen der Fläche des 
Kreises entsprechenden Beitrag unter einer gleichen 
Verteilung auf alle Kommunen leisten möchte – unab-
hängig von der Verteilung der jeweiligen Flächennut-
zungen (Siedlung, Verkehr, Gewässer, Wald, Land-
wirtschaft) – würde dies bedeuten, dass bis 2030 
eine installierte PV-FFA-Leistung von 200 Megawatt  
(MW) und bis 2040 von 444 MW erreicht werden 
müsste.

Um diesen Wert noch kleinräumiger darzustellen, 
wurde der heruntergebrochene Wert für den gesam-
ten Oberbergischen Kreises gleichmäßig auf  die 13 
Kommunen aufgeteilt. 

Unter der Annahme, dass auf einem Hektar etwa  
1 MW erzeugt werden kann, ergibt sich bis zum Jahr 
2030 ein Ausbauziel von ca. 15 MW bzw. 15 Hektar 
pro Kommune. Bis zum Jahr 2040 liegt der Wert bei 
ca. 34 MW bzw. 34 Hektar pro Kommune. 

Eine genaue Dartstellung der Herleitung befindet sich 
in der ausführlichen Version des Handlungsleitfadens 
(Seiten 16-19), auf der Internetseite des Oberber-
gischen Kreises: www.obk.de/pvffa

Vorgehen im Oberbergischen Kreis
Als Träger der Bauleitplanung kommt den Städten 
und Gemeinden bei der Errichtung von PV-FFA eine 
zentrale Rolle zu. Die Kommunen haben wesentliche 
Steuerungsmöglichkeiten bei der Flächenausweisung 
und der Gestaltung der Anlagen. Sie haben aber auch 
die Verantwortung, in diesem Prozess Raumnut-
zungskonflikte und negative Umweltauswirkungen 
weitgehend zu vermeiden und damit zur Akzeptanz 
von PV-FFA als Teil der Energiewende beizutragen.

• Grundsätzlich wird bei allen Planungen emp-
fohlen, zur Erreichung der EEG-Ausbauziele für 
Photovoltaikanlagen vorrangig geeignete versie-
gelte Flächen in Anspruch zu nehmen, z. B. über 
Parkplätzen, auf Hausdächern oder Industriean-
lagen bzw. gedeckelten Wasserrückhaltebecken. 

• Es ist sinnvoll, PV-FFA so zu planen, dass sie die 
Landwirtschaft und den Naturschutz möglichst 
wenig beeinträchtigen oder gar gefährden.  

Nach Beendigung der Nutzung auf landwirt-
schaftlichen Flächen für PV-Anlagen sollte der 
ursprüngliche landwirtschaftliche Nutzungssta-
tus wiederhergestellt werden. Eine Umwand-
lung / Verbleib als Sonderfläche oder gar ein 
Übergang in einen gewerblichen und industriel-
len Bereich (GIB) ist weder sinnvoll noch wün-
schenswert.  

• Eine Ausrichtung der kommunalen Bauleitpla-
nung an dem gemeinsamen Handlungsleitfaden 
für den Oberbergischen Kreis ist sinnvoll.

Bei der Prüfung der Eignung einer Fläche sind fol-
gende Kriterien relevant:

Karte des Oberbergischen Kreises (Grafik: OBK)
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Die Empfehlungen werden durch „weiche Kriterien“ 
hinterlegt, die konkrete Hinweise für eine geeignete 
Flächenwahl im Rahmen der Planungsverfahren 
geben. Für die verbindliche Anwendung der Leitsätze 
durch die Kommunalverwaltung ist es sinnvoll, einen 
Ratsbeschluss zu fassen, der alle oder einen Teil der 
Leitsätze umfasst.

 

Abbildung 1 - Ableitung des Orientierungswerts 

 
Abbildung 2 - Reihenfolge zur Prüfung der Kriterien bei der Umsetzung von PV-Freiflächenanlagen 

 

Harte 
Kriterien

• Restriktions- und Ausschlussflächen

Weiche 
Kriterien

• Umsetzungsempfehlungen der Leitsätze
• Zusätzliche kommunale Kriterien

Technische 
Kriterien

• Netzanschluss und                                                    
..Energieinfrastruktur 

Im Rahmen des Dialogprozesses wurden Leitsätze 
mit den verschiedenen Akteuren beraten und zwi-
schen Kreis und Kommunen abgestimmt. Sie sollen 
den Kommunen neben den „harten Kriterien“, die von 
den gesetzlichen Regelungen vorgegeben werden, 
ermöglichen, die für den Oberbergischen Kreis rele-
vanten Aspekte bei der Projektplanung berücksichti-
gen zu können. 

Leitsätze 

Leitsatz 1: 
Es wird empfohlen, eine strategische Entscheidung 
über die Anzahl und Größe der Anlagen zu treffen.

Bevor konkrete Projektpläne für PV-Freiflächenan-
lagen z. B. durch Investoren erstellt werden, ist eine 
einheitliche strategische Überlegung für die gesamte 
kommunale Fläche basierend auf Orientierungs-
werten ratsam. 

Dabei sollte berücksichtigt werden, ob es sinnvoll ist, 
die Anzahl der Anlagen auf mehrere kleine Anlagen 
mit geringerer Hektarzahl oder auf wenige größere 
mit entsprechend großer Hektarzahl zu fokussieren. 

In planerischer Hinsicht könnte es von Vorteil sein, 
wenn wenige größere Anlagen errichtet werden, um 
die Anzahl der Bauleitplanverfahren in der Kommune 
zu reduzieren.

PV-Freiflächenanlage (Foto: OBK)

Reihenfolge zur Prüfung der Kriterien bei der Umsetzung von PV-Freiflächenanlagen (Grafik: OBK)
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Leitsatz 2: 
Es wird empfohlen, auf landwirtschaftlich wertvollen 
Flächen keine PV-Freiflächenanlagen zuzulassen.

Nach dem Landesentwicklungsplan sollen geeignete 
Flächen auch in landwirtschaftlich benachteiligten 
Gebieten zur Errichtung von raumbedeutsamen 
Freiflächen-Solarenergieanlagen im Freiraum bevor-
zugt werden. Der gesamte Oberbergische Kreis ist 
seit dem Jahr 2019 im Verzeichnis der benachteili-
gten Gebiete nach Artikel 32 der Verordnung (EU) Nr. 
1305/2013 aufgeführt.

Das bedeutet aber nicht automatisch, dass solche 
Flächen landwirtschaftlich gesehen für die Erzeu-
gung von Nahrungsmitteln unbedeutend sind. Es 
ist darauf zu achten, dass die Beeinträchtigung der 
landwirtschaftlichen Betriebe so gering wie möglich 
gehalten wird. Auf der anderen Seite sind Flächen mit 
niedrigen Bodenwertzahlen häufig solche mit hoher 
ökologischer Bedeutung. Darauf nimmt der nachfol-
gende Leitsatz 3 Bezug.

Aufgrund der Tatsache, dass ein hoher Anteil der 
landwirtschaftlichen Flächen im Kreisgebiet als 
Pachtflächen bewirtschaftet wird, haben viele Land-
wirte selbst nur einen geringen Einfluss darauf, falls 
Eigentümer ihre Grundstücke anderweitig wirtschaft-
licher nutzen möchten. Aus agrarstruktureller Sicht 
kann deshalb die flächenbezogene Erzeugung rege-
nerativer Energien von Nachteil sein, da die Verfüg-
barkeit der Nutzfläche als Produktionsgrundlage für 
die Existenz wirtschaftlich tragfähiger Betriebe der 
begrenzende Faktor ist. 

Daher soll mit dem Leitsatz 2 dafür sensibilisiert wer-
den, dass planerisch nur solche Flächen für PV-FFA 
herangezogen werden, die keine hohe Bedeutung aus 
landwirtschaftlicher Sicht haben

Leitsatz 3: 
Es wird empfohlen, PV-Freiflächenanlagen nur auf 
ökologisch gering- und mittelwertigem Acker- und 
Grünland zuzulassen. 

Grünlandflächen (Wiesen und Weiden), die bereits 
eine höhere Vielfalt an wertgebenden Pflanzenarten 
und insofern eine hohe Entwicklungsfähigkeit aus 
Sicht des Biotop- und Artenschutzes aufweisen, 
sollten ausgeschlossen werden. Vertragsnaturschutz-
flächen sowie Kompensationsflächen aufgrund der 
Eingriffsregelung sind zumeist ökologisch höherwer-
tig und daher im Normalfall nicht für die Errichtung 
von PV-FFA geeignet.  

Landwirtschaftliche Flächen im Oberbergischen Kreis (Foto: OBK)

Magerwiese - ökologisch wertvolle Fläche (Foto: OBK)

Benachteiligte Gebiete in NRW ab 2019 (Karte: Landwirtschafts-
kammer NRW)
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Leitsatz 4:
Es wird empfohlen, dass Eingriffe in Natur und 
Landschaft innerhalb der Gebietsabgrenzung des 
Bebauungsplans und/oder über vorhandene Öko-
konten kompensiert werden.

Zu den Kompensationsmöglichkeiten innerhalb des 
Bebauungsplans zählen beispielsweise extensive 
Beweidung, maximal zweimalige jährliche Mahd mit 
Entfernung des Mahdguts, keine Düngung sowie spe-
zielle Artenschutzmaßnahmen. In Fällen, in denen die 
Kompensation nicht vollständig innerhalb des Bebau-
ungsplans gelingt, sind die Kompensationen durch 
Erwerb von Ökopunkten aus einem anerkannten Öko-
konto zu gewährleisten. Zusätzliche landwirtschaft-
liche Flächen sollten nicht für Ausgleichsmaßnahmen 
herangezogen werden.  

Leitsatz 5:
Es wird empfohlen, auf Waldflächen grundsätzlich 
keine PV-Freiflächenanlagen zuzulassen.
 
Auf Waldflächen im Sinne des Forstrechts sollten 
keine PV-FFA errichtet werden, um die essenzielle 
Funktion der Wälder als terrestrische Ökosysteme 
sowie zahlreicher anderer Ökosystemleistungen zu 
bewahren und somit einen positiven Beitrag zum 
Klimaschutz (CO2-Speicherung) zu leisten.

Leitsatz 6: 
Es wird empfohlen, die Kulturlandschaft des Ober-
bergischen Kreises als Imagefaktor des Tourismus 
bei Entscheidungsprozessen einfließen zu lassen.

Bei Entscheidungen für einen Bau einer flächeninten-
siven Photovoltaikanlage ist zu prüfen, mit welchen 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu rechnen ist. 
Im positiven Sinn könnte auch der Faktor „Werbung 
für die Region“ Berücksichtigung finden (nachhaltiger 
Tourismus). 
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WANDERWEG 
AUCH FÜR KINDER!

ENERGIEWEG
Eine Region voller Energie

Länge 11,9 km
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HALLO KINDER, AUF DIESEM WEG 
ERKLÄRT EUCH DIE MAUS DAS 
THEMA ENERGIE. IHR KÖNNT EUCH 
EIN ECHTES HOLZHACKSCHNITZEL-

HEIZWERK AN-
SCHAUEN UND 
FÜHLEN, WIE-
VIEL ENERGIE 

DIE SONNE 
ERZEUGEN 
KANN. 
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VON DER WASSERKRAFT IM 
AGGERTAL ZUM DORF MIT 
HACKSCHNITZELHEIZUNG

DER „ENERGIEWEG“ IN GUMMERSBACH

MARKIERUNGS ZEICHEN

ENERGIEWEG

ANREISE 
Mit dem Auto: A4 bis 
Abfahrt Bergneustadt, 
Schnellstraße Richtung 
Bergneustadt, 1. Aus-
fahrt Richtung Gum-
mersbach. Im Ort Rich-
tung Meinerzhagen bis 
zur Staumauer, davor 
rechts auf Parkplatz. 

START/ZIEL 
Parkplatz an der  
Aggertalsperre, Ecke 
Hagener Straße/ 
Sperrmauer,   
51647 Gummersbach

SCHWIERIGKEITSTYP 
mittel

WEGTYP 
11,9 Kilometer langer 
Rundwanderweg

WEGOBERFLÄCHE 
Überwiegend forst- 
und landwirtschaft- 
liche Wirtschaftswege.

ANSCHLUSSWEGE 
Von Lieberhausen bis 
vor  Niederrengse ver-
läuft der „Energieweg“ 
auf dem „Bergischen 
Panoramasteig“.

Die Wasserkraft der Agger wird seit den 1920er 
Jahren zur Stromerzeugung genutzt, ein Wind-
rad gab es schon 1890 in Gummersbach-Lan-
tenbach, und der oberbergische Wald dient 
dem Menschen schon seit Jahrtausenden als 
Energielieferant.

Der 11,9 Kilometer lange „Energieweg“ führt 
vom Wanderparkplatz an der Staumauer der 
Aggertalsperre durch den Wald bis hinauf 
in den Ort Lieberhausen. Das Dorf wird von 
einem zentralen Holzhackschnitzelheizwerk 
durch ein Nahwärmenetz mit Heizungswär-
me und Warmwasser versorgt. Unterwegs er-
fährt der Wanderer nicht nur Grundsätzliches 
über Energie und dass man diese streng 
genommen gar nicht „verbrauchen“ kann, 
sondern entdeckt auch die Spuren früherer 
Niederwaldnutzung. In regelmäßigen Ab-
ständen wurde der Wald „auf den Stock“  
gesetzt, um so Brennholz und Rohmaterial für 
die Holzkohleerzeugung zu gewinnen. 

Der Platz, auf dem noch bis vor gut hundert 
Jahren Holzkohle gewonnen wurde, liegt 
ebenso am Rand des Rundwegs wie ein Ge-
höft, für das Strom, Heizwärme und Warm-
wasser in einem eigenen Blockheizkraft-
werk erzeugt werden. Am Weg ist ein echter,  
38,5 Meter langer Rotorflügel aufgebaut (Bild 7), 
von dem aus sich zwei 140 Meter hohe  
moderne Windkraftanlagen bei Gummers-
bach-Piene entdecken lassen. Durch das Tal 
der Rengse, die in die Aggertalsperre mündet, 
geht es zurück zum Ausgangspunkt.

Weitere Informationen zu erneuerbaren Ener-
gien und zu thematischen Führungen finden 
Sie auf folgenden Internetseiten:
www.zebio.de
www.aggerenergie.de
www.aggerverband.de
www.bavweb.de
www.egl-lieberhausen.de
www.bavweb.de/-metabolon

WANDERN MIT QUALITÄT

DAS BERGISCHE WANDERLAND
Erleben Sie die hohe Wanderqualität im Bergi-
schen Wanderland. Zwei Qualitätswege Wanderbares 
Deutschland und 24 Bergische Streifzüge bieten  Ihnen 
die schönsten und interessantesten Touren in die ber-
gische Kulturlandschaft.

Der 260 Kilometer lange „Bergische Weg“ führt vom 
Ruhrgebiet durch das Bergische Land bis hin zum  
Drachenfels am Rhein.

Der 244 Kilometer lange „Bergische Panorama steig“ 
fasziniert  insbesondere mit seinen Ausblicken. Er führt 
als Rundweg durch den Naturpark Bergisches Land. 
Natur – so weit das Auge reicht.

Die 24 „Bergischen Streifzüge“ begeistern als Halb-
tages- oder  Tagestouren mit naturkundlichen, histori-
schen oder technischen Themen.

BERGISCHER WEG

BERGISCHER 
PANORAMASTEIG

Nutzen Sie unsere kostenlose App „Bergisches Wanderland“ für 
die Planung Ihrer Tour. Hier finden Sie alle Informationen zu den 
einzelnen Etappen der Fernwege und den Streifzügen. Unter  
erlebnisapp.dasbergische.de können Sie die App herunterladen.
Inhaltliche Mitarbeit am Streifzug

Waldflächen im Oberbergischen Kreis (Foto: OBK)

Wanderkarte Energiweg (Flyer: Das Bergische)
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Der Handlungsleitfaden stellt eine unverbindliche 
Planungs- und Entscheidungsgrundlage für die Kom-
munen dar. Die Planungshoheit sowie der Umgang 
mit dem vorliegenden Handlungsleitfaden für Pro-
jekte im Bereich der PV-FFA obliegt vollständig der 
jeweiligen Kommune.

Um langfristig Planungssicherheit zu schaffen, wird 
empfohlen, einen Ratsbeschluss über die Leitsätze 
des Handlungsleitfadens im Stadt-/Gemeinde-
rat einzuholen und somit eine Verbindlichkeit für 
verschiedene Projekte zu schaffen. Anhand der 
zusätzlichen Kriterien, die spezifisch auf den Ober-
bergischen Kreis angepasst sind, kann bei zahlreichen 
Anfragen, die ggf. auf Grundlage der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen alle umsetzbar sind, eine 
belastbare Entscheidung für eines oder mehrere der 
Projekte herbeigeführt werden. 

Ein Ratsbeschluss über die Leitsätze kann eine Argu-
mentationshilfe für die Kommune darstellen, anhand 
derer Anfragen zu Projekten systematisch beantwor-
tet werden können.

Die angesetzten Kriterien des Handlungsleitfadens 
umfassen das gesamte Kreisgebiet. Aufgrund der 
unterschiedlichen Struktur einzelner Gemeinden ist 
es sinnvoll, dass sich die Kommunen die Leitsätze 
vor diesem Hintergrund anschauen und bewerten, 
ob der jeweilige Leitsatz auf ihre Kommune glei-
chermaßen zutrifft oder ob es ggf. Anpassungen im 
Leitsatz geben muss. Einzelne Leitsätze können beim 
Ratsbeschluss außer Acht bleiben, falls der Leitsatz 
nicht auf die Kommune zutrifft. Grundsätzlich ist es 
aber sinnvoll, auch um einen kreisweiten Konsens zu 
erzielen, die Leitsätze weitestgehend unverändert in 
einen Ratsbeschluss zu übernehmen.

Empfehlungen für das weitere Vorgehen mit dem 
Handlungsleitfaden

Zum Download

Zur Umsetzung der Leitsätze werden in der Langver-
sion des Handlungsleitfadens entsprechende Hin-
weise gegeben, die durch Dokumente in der Anlage 
ergänzt werden.

• Handlungsleitfaden Photovoltaik- 
Freiflächenanlagen im Oberbergischen Kreis 
Planungshilfe für Städte und Gemeinden 

• Handlungsleitfaden Photovoltaik- 
Freiflächenanlagen im Oberbergischen Kreis 
Planungshilfe für Städte und Gemeinden 
Kurzfassung

www.obk.de/pvffa



Klima-Umwelt-Natur-Oberberg

Der „Handlungsleitfaden Photovoltaik- 
Freiflächenanlagen im Oberbergischen Kreis – 
Planungshilfe für Städte und Gemeinden“ ist eine 
Maßnahme im Rahmen von: 
Klima-Umwelt-Natur-Oberberg

Zum Download:
Klima – Umwelt – Natur Oberberg
Programm des Oberbergischen Kreises zur Förderung 
der Lebensraum- und Artenvielfalt sowie zum Klima-
schutz und zum Umgang mit Klimawandelfolgen 
Version 1.0 
Stand: 05.12.2019 
www.obk.de/kuno




